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2. Dächer

2.1 Die Dächer baulich zusammenhängender Gebäude dürfen nur mit einer einheitlichen 
Firstrichtung und Dachneigung errichtet werden.

2.2 Die Dachfläche baulich zusammenhängender Gebäude sind in Farbe und Material 
einheitlich auszuführen.

3. Fassaden

3.1 Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind die Fassaden baulich 
zusammenhängender Gebäude in Material und Farbe einheitlich auszuführen.

4. Führung von Leitungen gem. §9 (1) Nr. 13i.V.m. §9 (3) BauGB

4.1 Ver- und Entsorgungsleitungen sowie sämtliche Niederspannungs- und 
Telekommunikationsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.

Hinweis 1:

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und naturgeschichtliche Bodenfunde, 
d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde (Tel.: 02381/17-4561, 
Fax: 02381/17-2920) und/oder dem Westf. Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege, 
Außenstelle Olpe (Tel.: 02761/93750, Fax: 02761/2466) unverzüglich anzuzeigen und die 
Entdeckungsstätte mind. drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben 
wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zubergen, 
auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu sechs Monaten

Textliche Festsetzungen gemäß § 9 (1) und (2) BauGB

1. Art und Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

1.1 Gemäß § 16 (3) BauNVO dürfen innerhalb des  WA -Gebietes dieTraufen (Schnittlinie des 
fertigen Mauerwerks mit der Dachhaut) die Höhe von max. 4,50 m über der Oberkante der 
fertigen zugehörigen Erschließungsstraße und der öffentlichen Wege nicht überschreiten.

1.2 Baulich zusammenhängede Gebäude dürfen nur mit einer einheitlichen Traufhöhe errichtet 
werden.

1.3 In dem WA -Gebiet sind höchstens 2 Wohnungen in einem Gebäude zulässig.
 

1.4.In dem WA-Gebiet beträgt die Mindestbreite der Grundstücke bei einer Einzelhausbebaung 
16.00 m, bei Doppelhausbebaung 9.00 m pro Doppelhaushälfte.

Örtliche Bauvorschriften gemäß § 86 (1) und (4) BauO NRW

1. Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke

1.1 Die Oberflächen von Hofflächen, Garagenzufahrten, Stellplätzen oder Fußwegen sind mit 
wasserdurchlässigen Materialien zu gestalten.

1.2 In dem WA , Gebiet sind mind. 30% der nicht überbaubaren Grundstücksflächen mit 
heimischen Pflanzsorten, wie z.B. Vogelbeere, Haselnuß, Pfaffenhütchen, Weißdorn oder 
gleichwertigen Pflanzen zu begrünen, dauerhaft zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen.

Hinweis 2:

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in einem Bombenabwurfgebiet. Bei 
Durchführung von bodeneingreifenden Arbeiten ist immer größte Sorgfalt geboten, 
da das Vorhandensein von Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg nie ganz ausgeschlossen 
werden kann. 
Östlich der ehem. Tennishalle bestehen Abfallverdachtsflächen. Falls im Zuge der Bauarbeiten 
Feststellungen gemacht werden sollten, die auf außergewöhnliche Verfärbungen des Erdreichs, 
Auffinden verdächtiger Gegenstände hindeuten,ist umgehend telefonisch (Tel. 903-341, 
903-0 oder Notruf 112) das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Zivilschutz der 
Stadt Hamm zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes 
erfolgt dann von hier aus.

1.3 In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB 
        je Einzelhaus und je Doppelhaushälfte nur 1 Wohneinheit zulässig. Ausnahms-
        weise ist bei der Errichtung von Einzelhäusern eine zweite Wohneinheit zu-
        lässig, wenn die Größe der ersten Wohnung mindestens gegenüber der zweiten 
        Wohnung (Einliegerwohnung), im Verhältnis 2/3 zu 1/3, überwiegt. 


